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lung, also 1 mSv pro Jahr.

Wegen Zweifeln an der Rich-
tigkeit von offiziellen Dosis-
berechnungen der Jahresdosis, 
die einige Mikrosievert (µSv) 
pro Jahr ergeben, wird die 
Jahresdosis so festgelegt, dass 
die Rechnung gerade eine 
Verdopplung des für 1 mSv 
ermittelten Strahlenrisikos er-
gibt. Dies ist für eine Jahres-
dosis von 45 µSv der Fall.

Nun sind die Berechnungen 
zur Strahlenbelastung durch 
Kernkraftwerke wegen Unsi-
cherheiten in den Modellen 
und Annahmen mit großen 
Fehlern behaftet. Otfried 
Schumacher [5] und Karsten 
Hinrichsen [6] wiesen schon 
vor Jahren im strahlenbiologi-
schen Gutachten zu Krümmel 
darauf hin, dass in den atmo-
sphärischen Ausbreitungs-

rechnungen mit Hilfe der All-
gemeinen Verwaltungsvor-
schrift (AVV) sogenannte 
Langzeitausbreitungsfaktoren 
verwendet werden, welche die 
tatsächliche Strahlenbelastung 
erheblich unterschätzen, wenn 
man von der Annahme dis-
kontinuierlicher Ableitungen 
ausgeht. Schumacher schreibt 
[5, S.16], dass sich „wesent-
lich höhere Luftkonzentratio-
nen sowie Bewuchs- und Bo-
denkontaminationen bei Ver-
wendung von Quasilangzeit-
ausbreitungsfaktoren ergeben, 
welche von der realistischen 
Annahme einer Reihe diskon-
tinuierlicher Ableitungen aus-
gehen“. Für diese wird die at-
mosphärische Ausbreitung 
aber anhand des bis zu 2 Grö-
ßenordnungen größeren Kurz-
zeitausbreitungsfaktors be-
rechnet.

Zusammenfassung

Schon vor drei Jahren hatte 
ich die Vermutung geäußert, 
dass Emissionsspitzen ver-
antwortlich sein könnten für 
die erhöhten Leukämieraten 
um Kernkraftwerke [2]. Da-
mals lagen mir aber nur Vier-
teljahresdaten vor. Mit den 
neuen Halbstundenwerten ist 
eine genauere Überprüfung 
dieser Hypothese möglich. 
Die Rechnung ergibt, dass bei 
Annahme einer gekrümmten 
Form der Dosis-Wirkungsbe-
ziehung schon eine gegenüber 
offiziellen Angaben 10-fach 
erhöhte Jahresdosis durch ra-
dioaktive Abgaben von Kern-
kraftwerken (45 µSv pro Jahr 
bzw. 4,5 Prozent der Hinter-
grundstrahlung) eine Ver-
dopplung des Strahlenrisikos 
bewirkt. Eine 10-fache Erhö-
hung der Jahresdosis ist aber 
schon durch die Berücksichti-
gung des Einflusses diskonti-
nuierlicher Emissionen (Ver-
wendung des Quasilangzeit-
ausbreitungsfaktors anstatt des 
Langzeitausbreitungsfaktors) 
erklärbar (siehe [6] S.33).

Das Ergebnis der KiKK-Stu-
die ließe sich also damit erklä-
ren, dass die Strahlenwirkung 
überproportional mit der 
Strahlendosis ansteigt, und 
dass die Strahlenbelastung im 
Nahbereich von Kernkraft-
werken durch kurzzeitige 
Emissionsspitzen gekenn-
zeichnet ist.
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Umweltradioaktivität

Atommüll im 
Nordostatlantik
Im Nordostatlantik versenkte 
radioaktive Abfälle sollen 
untersucht und möglicherwei-
se später an ihre Verursacher 
zurückgegeben werden. Das 
fordert die SPD-Fraktion in 
einem Antrag (Bundestags-
drucksache 17/7633 vom 
08.11.2011) an die Bundesre-
gierung. Nach international 
koordinierten kontinuierlichen 
Messungen müsse in einem 
Bericht erörtert werden, wel-
che möglichen Optionen für 
eine Bergung oder einen si-
cheren Einschluß des gefährli-
chen Mülls bestehen.

Die Bundesrepublik versenkte 
1967 ebenso wie später andere 
Staaten radioaktiven Abfall 
aus deutschen Forschungsan-
lagen im Nordostatlantik, 
schreibt die SPD. Schätzun-
gen zufolge liegen derzeit 
über 220.000 Fässer mit mehr 
als 114.000 Tonnen schwach-
und mittelradioaktivem Abfall 
auf dem Meeresgrund. In den 
Versenkungsgebieten, die auf 
5.000 Meter Tiefe liegen, 
wurden nach einem Bericht 
der OSPAR-Kommission 
(Kommission zum Schutz und 
der Erhaltung des Nordost-
Atlantiks und seiner Ressour-
cen) vom April 2010 erhöhte 
radioaktive Werte gemessen, 
die auf Lecks in den Fässern 
hinweisen könnten. Eine über

Abbildung 6: Form der Dosis-Wirkungsbeziehung für 
teratogene Schäden (aus [3])
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Abbildung 7: Dosis-Wirkungsbeziehung ohne 
Schwellendosis für teratogene Effekte
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die Zeit immer stärker wer-
dende radioaktive Verseu-
chung großer Teile der be-
troffenen Gewässer sei ökolo-
gisch nicht vertretbar. Da in
den betroffenen Gebieten
Fischfang betrieben wird, be-
stehe die Gefahr, daß die Ra-
dionuklide über die Nah-
rungskette auch in den Men-
schen gelangen.

Weitere acht Staaten folgten
dem Beispiel der Bundesrepu-
blik Deutschland und ver-
senkten bis 1982 an acht Stel-
len ebenfalls ihre-radioaktiven 
Abfälle im Meer.

„Würden Sie hier Atommüll 
einlagern?“ Das fragt die Bür-
gerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg (BI). 
Der japanische Journalist 
Taichiro Kajimura hatte zu-
sammen mit einer Besucher-
gruppe am 16. Juni 2011 das 
sogenannte Erkundungsberg-
werk in Gorleben besichtigt 
und spektakuläre Fotos mitge-
bracht, die er der Bürgerini-
tiative jetzt zur Verfügung 
stellte. „Neben den bekannten 
geologischen Mängeln des 
Salzstocks, den Gaseinschlüs-
sen und dem Wasserkontakt, 
leckt hier auch noch Öl aus 
der Salzwand“, erklärt BI-
Sprecher Wolfgang Ehmke. 
Auf einem Bild ist auch ein 
Gasdruck-Meßgerät zu sehen. 
„Über Gorleben wissen wir so 
viel, daß eine weitere ‚Erkun-
dungû dort keinen Sinn 
macht.“

Gorleben bleibt trotz 
Neustart

Bei der Suche nach einem 
Endlager für hochradioaktiven 
Müll gibt es angeblich einen 
Neuanfang. In einem ergeb-
nisoffenen Verfahren soll 
nach neuen Standorten 
gesucht werden, während

Gorleben weiter erkundet
wird. Darauf einigten sich 
Vertreter der 16 Bundeslän-
der, die sich am 11. November 
2011 mit Bundesumweltmini-
ster Norbert Röttgen (CDU) in 
Berlin trafen. Bis zum Som-
mer 2012 wollen sie einen 
entsprechenden Gesetzentwurf 
erarbeiten.

„Wir beginnen mit einer wei-
ßen Landkarte, es gibt keine 
Tabus“, erklärte Röttgen nach 
der zweistündigen Beratung 
mit den Ländervertretern. Man 
wolle ein transparentes Ver-
fahren entwickeln, bei dem 
auf Bürgerbeteiligung gesetzt 
werde und das wissenschaft-
lich fundiert sei. Hierzu werde
eine Arbeitsgruppe ins Leben 
gerufen, die sich aus Vertre-
tern des Bundes sowie von 
acht Bundesländern, darunter 
Bayern und Niedersachsen, 
zusammensetzen soll. Die Ar-
beitsgruppe sollte sich noch
im November 2011 erstmals 
treffen. Für Dezember sei eine 
erneute Plenarrunde ähnlich 
der vom 11.11. geplant. Ziel 
sei es, bis zum Sommer 2012
ein Endlagersuchgesetz zu er-
arbeiten, über das Bundestag 
und Bundesrat abstimmen 
sollen.

Die Erkundung des Salzstocks 
Gorleben soll laut Röttgen al-
lerdings nicht eingestellt wer-
den. Der baden-württembergi-
sche Ministerpräsident Win-

fried Kretschmann (Grüne) 
zeigte sich erfreut über die 
Ergebnisse des Treffens. Er 
hatte Gorleben schon im Vor-
feld nicht als Option ausge-

Daher ist es erforderlich, so 
die SPD-Bundestagsfraktion, 
daß die lagernden Fässer auf
konkrete Strahlung hin unter-
sucht werden, um so Strahlen-
quellen den Verursachern di-
rekt zuordnen und sie so in
ihre Verantwortung übergeben
zu können. Darüber hinaus
müsse Klarheit darüber herr-
schen, ob und wie schadhafte
Abfallbehälter geborgen und 
sicher entsorgt werden können
oder welche anderen Mög-
lichkeiten bestehen, um eine 
weitere Emission von Radio-
aktivität zu verhindern. 

Atommüll

„Vier potentielle 
Endlager bis 2013“


